
Zur Bekämpfung von 
staatsfeindlichem Ex-
tremismus und staats-

feindlicher Radikalisierung 
ist in Umsetzung des von 
der Bundesregierung verein-
barten Maßnahmenpakets 
(Vortrag an den Ministerrat 
37/27 und 42/24) das zweite 
Anti-Terror-Paket des In-
nenminis teriums zur Ände-
rung des Waffengesetzes 
1996, des Sprengmittelge-
setzes 2010 und des Ver-
einsgesetzes 2002 Anfang 
des Jahres 2022 in Kraft ge-
treten.  

Mit der Novelle soll ins-
besondere die Zusammenar-
beit zwischen den Behörden 
verbessert werden. Auf-
grund der zunehmenden Ge-
waltbereitschaft, die sich 
zuletzt vermehrt gegenüber 
Frauen geäußert hat, gilt bei 
Auferlegung eines Betre-
tungs- und Annäherungsver-
bots auch stets ein vorläufi-
ges Waffenverbot als ausge-
sprochen. 

 
Terrorstraftaten. Ziel des 

gegenständlichen Anti-Ter-
ror-Maßnahmenpakets ist es, 
Terrorismus und gewalttäti-
gen Extremismus mit allen 
gebotenen Mitteln zu be-
kämpfen, die Widerstands-
fähigkeit gegenüber terroris -
tischen Bedrohungen zu 
stärken und somit der Radi-
kalisierung sowie der An-
werbung für den Terroris-
mus entgegenzuwirken. Dies 
schließt das Vorgehen gegen 
terroristische Vereinigungen 
mit ein.  

Für den Fall, dass die im 
Anti-Terror-Paket vorgese-
henen Maßnahmen an eine 
Verurteilung wegen einer 
Terrorstraftat (§§ 278b bis 
278g oder § 282a Strafge-
setzbuch – StGB) anknüp-

fen, handelt es sich insbe-
sondere um Verurteilungen 
von Anführern oder Mitglie-
dern von terroristischen Ver-
einigungen (§ 278b StGB), 
Terrorismusfinanzierung    
(§ 278d StGB) oder die Auf-
forderung oder Gutheißung 
zu terroristischen Straftaten 
(§ 282a StGB). 

 
Waffenverbot. Soweit die 

Waffenbehörde Kenntnis 
von Ermittlungen in Bezug 
auf eine Terrorstraftat er-
langt, wurde dem Beschul-
digten bereits nach bisheri-
ger Rechtslage ein Waffen-
verbot auferlegt. Mit der 
Novelle wird im Waffenge-
setz 1996 klargestellt, dass 
gegenüber verurteilten Ter-
rorstraftätern zwingend ein 
Waffenverbot auszuspre-
chen ist. Sofern im Zuge der 
Verurteilung eine Freiheits-
strafe von mindestens 18 
Monaten verhängt wird, ist 
das unbefristete Waffenver-
bot mangels anderweitiger 
Anhaltspunkte auch bei Til-
gung der Terrorstraftat auf-
rechtzuerhalten. Es erfolgt 

auch die Klarstellung, dass 
bei verurteilten Terror-
straftätern die waffenrechtli-
che Verlässlichkeit nicht 
mehr gegeben ist. 

 
Verständigungspflicht für 

Strafgerichte. Im Rahmen 
dieses Anti-Terror-Pakets ist 
zudem vorgesehen, dass die 
Strafgerichte nunmehr in je-
dem Fall die Waffenbehörde 
von einer Verurteilung we-
gen einer Terrorstraftat zu 
verständigen haben. Diese 
hat – sofern sie nicht bereits 
vorher in Kenntnis von lau-
fenden Ermittlungen in Be-
zug auf eine Terrorstraftat 
stand – spätestens zu diesem 
Zeitpunkt ein Waffenverbot 
aufzuerlegen. 

 
Waffenverbot für Dritt-

staatsangehörige. Im Nie-
derlassungs- und Aufent-
haltsgesetz wurde aufgrund 
des Brexit-Austrittsabkom-
mens ein neuer Aufenthalts -
titel „Artikel 50 EUV“ ge-
schaffen, der zur Niederlas-
sung sowie zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit be-

rechtigt. Inhaber eines sol-
chen Aufenthaltstitels wer-
den entsprechend der bishe-
rigen Rechtslage weiterhin 
nicht vom Waffenverbot für 
Drittstaatsangehörige um -
fasst. 

 
Vorläufiges Waffenverbot. 

Im Sinne eines präventiven 
Opferschutzes gilt bei An-
ordnung eines Betretungs- 
und Annäherungsverbots ex 
lege auch ein vorläufiges 
Waffenverbot als ausgespro-
chen. Diese Maßnahme ist 
vor allem im Hinblick auf 
die zunehmende Gewaltbe-
reitschaft, die sich zuletzt 
vermehrt und vorwiegend 
gegenüber Frauen geäußert 
hat, dringend erforderlich. 
Die Regelung führt dazu, 
dass Waffen, Munition so-
wie waffenrechtliche Doku-
mente, die sich im Besitz 
des Betroffenen befinden, si-
cherzustellen sind und die 
Waffenbehörde in weiterer 
Folge die Voraussetzungen 
für ein unbefristetes Waffen-
verbot zu prüfen hat. 

 
Prüfung verfassungsge-

fährdender Angriffe. Die 
Waffenbehörde prüfte bisher 
lediglich im Zuge der Aus-
stellung oder Erweiterung 
von Waffenpässen, die zum 
Führen einer Schusswaffe 
berechtigen, ob anzunehmen 
ist, dass der Antragsteller ei-
nen verfassungsgefährden-
den Angriff begehen könnte. 
Dieser Prüfmaßstab wird 
nun auch in Verfahren zur 
Ausstellung von Waffenbe-
sitzkarten angelegt. Sofern 
der Behörde in Bezug auf 
Angehörige jener Berufs-
gruppen, bei denen der Be-
darf zum Führen von 
Schuss waffen jedenfalls ge-
geben ist, Anhaltspunkte 
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Bekämpfung von Terrorismus: Gegenüber verurteilten Terror-
straftätern ist zwingend ein Waffenverbot auszusprechen. 

Zweites „Anti-Terror-Paket“   
 

Die Bundesregierung hat aufgrund des Terroranschlags in Wien am 2. November 2020 eine Reihe von 
Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung von Terrorismus sowie zur Prävention der Verbreitung 

von extremistischem Gedankengut gesetzt.



vorliegen, dass diese einen 
verfassungsgefährdenden 
Angriff begehen könnten, 
wird diesen keine Waffenbe-
sitzkarte sowie kein Waffen-
pass ausgestellt bzw. sind 
die vorhandenen waffen-
rechtlichen Urkunden zu 
entziehen. 

 
Plastiksprengstoffe. Im 

Zuge des Anti-Terror-Maß-
nahmenpakets werden im 
Sprengmittelgesetz 2010 – 
auch im Hinblick auf die ge-
plante Herstellung von Plas -
tiksprengstoffen im Bundes-
gebiet – die internationalen 
Vorgaben des Übereinkom-
mens zur Markierung von 
Plastiksprengstoffen umge-
setzt. Dabei handelt es sich 
um einen aus einem oder 
mehreren hochbrisanten 
Stoffen zusammengesetzten 
Sprengstoff, der mit einem 
Bindemittel versehen wird 
und bei Zimmertemperatur 
verformbar oder elastisch ist. 
Durch die Beimischung ei-
nes Markierungsstoffes in 
der vorgeschriebenen Min-
destkonzentration wird die 

Aufspürbarkeit der Plas -
tiksprengstoffe erleichtert 
und werden dadurch terroris -
tische Sprengstoffattentate 
erschwert. 

 
Einbindung des Kultus -

amts. Mit der Novelle wird 
außerdem Judikatur des Ver-
fassungsgerichtshofs 
berücksichtigt und das Ver-
einsgesetz 2002 insoweit er-
gänzt, als sowohl im Rah-
men der Anzeige von Ver-
einserrichtungen als auch 
bei Statutenänderungen bei 
beabsichtigter Kultusaus -
übung eine Verpflichtung 
der Vereinsbehörden zur un-
verzüglichen Übermittlung 
der Statuten an den Bundes-
kanzler (Kultusamt) besteht. 
Zweck dieser Übermittlung 
ist die Überprüfung, ob die 
in den Statuten umschriebe-
ne Ausübung dieses Kultus 
(etwa die gemeinschaftliche 
Religionsaus übung) einen 
Eingriff in die inneren An-
gelegenheiten einer gesetz-
lich anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft 
(z. B. die Veranstaltung von 

Gebetskreisen, Exerzitien, 
Wallfahrten und die Feier 
der Heiligen Messe) dar-
stellt. Der Bundeskanzler 
hat das Ergebnis der Prüfung 
unverzüglich an die Vereins-
behörde zu übermitteln. 
Liegt ein solcher Eingriff 
vor, ist die Vereinsgründung 
bzw. Statutenänderung an-
gesichts des verfassungs-
rechtlich gewährleisteten 
Rechts der gesetzlich aner-
kannten Kirchen und Religi-
onsgesellschaften auf selbst-
ständige Besorgung ihrer in-
neren Angelegenheiten 
(Ordnung und selbständige 
Verwaltung) seitens der 
Vereinsbehörde nicht zu ge-
statten. 

 
Strafprozessuale Daten. 

Zudem wird die notwendige 
Datenübermittlung von Kri-
minalpolizei, Staatsanwalt-
schaften und Gerichten an 
die Vereins- und Waffen-
behörden abgesichert und ist 
es nunmehr möglich, perso-
nenbezogene strafprozessua-
le Daten für bestimmte 
näher determinierte vereins- 

und waffenbehördliche Ver-
fahren zu verarbeiten. Dazu 
zählen einerseits Verfahren 
betreffend die Vereinserrich-
tung und die behördliche 
Auflösung von Vereinen, 
andererseits Verfahren be-
treffend die Überprüfung der 
waffenrechtlichen Verläss-
lichkeit und die Auferlegung 
eines Waffenverbots. Dem-
nach kann etwa die Einlei-
tung von Ermittlungen we-
gen des Verdachts einer Ter-
rorstraftat für die Frage der 
behördlichen Auflösung ei-
nes Vereins sowie für die 
Bewertung der waffenrecht-
lichen Verlässlichkeit oder 
die Auferlegung eines Waf-
fenverbots erforderlich sein.  

Die Übermittlungsbe-
stimmung stellt eine erfor-
derliche Maßnahme dar, um 
den Vereins- und Waffen-
behörden durch den Infor-
mationsaustausch eine um-
fassende Entscheidungs-
grundlage zur Erfüllung ih-
rer gesetzlich übertragenen 
Aufgaben zu bieten. 

Denise Ortner 
Katharina Schmögl
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Erfahrungsaustausch 
 
Am 14. und 15. Oktober 

2021 fand, nach corona-
 bedingter einjähriger Unter-
brechung, im Seminarzen-
trum des Bundesministeri-
ums für Landesverteidigung 
wieder ein Treffen der ös-
terreichischen Rechtsschutz-
beauftragten statt.  

Anwesend waren die 
Rechtsschutzbeauftragte der 
Justiz, Erste Generalanwäl-
tin i. R. Prof. Dr. Gabriele 
Aicher, der  Rechtsschutz-
beauftragte beim Bundesmi-
nister für Finanzen, SC i. R. 
Dr. Wolfgang Nolz, der 
Rechtsschutzbeauftragte 
beim Bundesminister für In-
neres, Generalprokurator    
i. R. Prof. Dr. Ernst Eugen 
Fabrizy, und der Rechts-
schutzbeauftragte bei der 

Bundesministerin für Lan-
desverteidigung, SC i. R. 
Dr. Alfred Mayer, jeweils 
begleitet von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern und 
Führungskräften der ver-
schiedenen Ministerien. Die 
Rechtsschutzbeauftragten, 
die in den verschiedenen 

Ressorts wichtige Funktio-
nen bei der Kontrolle bzw. 
Genehmigung besonderer 
Ermittlungs- und Überwa-
chungsmaßnahmen einneh-
men, referierten über ihre 
jeweiligen Tätigkeitsberei-
che und tauschten Erfahrun-
gen aus.  

Im Innenressort und im 
Justizressort kam es erst 
kürzlich zu Wechseln in der 
Position des Rechtsschutz-
beauftragten, im Verteidi-
gungsressort steht ein sol-
cher kurz bevor.  

Am zweiten Tag besuch-
te Verteidigungsministerin 
Mag. Klaudia Tanner das 
Treffen und betonte die 
Wichtigkeit der Institution 
des Rechtsschutzbeauftrag-
ten als rechtsstaatliches Prü-
fungsorgan. Während der 
Tagung erhielten die Teil-
nehmenden auch die Gele-
genheit, mit Dr. Matthias 
Schmidl, dem stellvertreten-
den Leiter der Datenschutz-
behörde, über datenschutz-
rechtliche Fragestellungen 
im Zusammenhang mit der 
Arbeit der Rechtsschutzbe-
auftragten zu diskutieren.  

Treffen der Rechtsschutzbeauftragten bei den Bundesminis -
terien für Finanzen, Inneres, Justiz und Landesverteidigung.
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